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Einwirkungen der franzöſiſchen Februarrevolution .

Während die Zweite Kammer in der Sitzungsperiode 1847/48
in ihrer Mehrheit der Regierung weniger oppoſitionell gegenüber⸗
ſtand , als dieſes in den letzten Jahren der Fall geweſen war , trat

die radikale Partei doch ſchärfer als je vorher mit ihren Forderungen
hervor , welche einer ihrer entſchloſſenſten Führer , Friedrich Hecker,
am 12 . September 1847 in einer Volksverſammlung zu Offenburg
formuliert hatte , von denen ein großer Teil ſich auf dem Boden der

beſtehenden geſetzlichen Zuſtände nicht verwirklichen ließ . Soweit ſie
berechtigt ſchienen , wurden ſie von Mitgliedern der gemäßigt liberalen

Partei aufgegriffen . Schon am 21 . September 1847 hatte der Karls⸗

ruher Abgeordnete Stoeſſer die auf dem vorigen Landtag eingebrachte
Motion auf Einführung von Geſchworenengerichten erneuert und am

12 . Januar 1848 war ſie von ihm begründet und durch einſtimmigen
Beſchluß in die Abteilungen verwieſen worden . Und am 5. Februar
1848 ſtellte der Mannheimer Abgeordnete Baſſermann den Antrag ,
den er am 12 . Februar eingehend begründete , die Regierung zu er⸗

ſuchen, dahin zu wirken , daß durch Vertretung der deutſchen Stände⸗

kammern am Bundestage ein ſicheres Mittel zur Erzielung gemein⸗
ſamer deutſcher Geſetzgebung und einheitlicher Nationaleinrichtungen
geſchaffen werde . Auch dieſer Antrag fand in der Kammer einſtim⸗
mige Annahme . Und ſo tief durchdrang die weiteſten Kreiſe des

deutſchen Volkes der Gedanke an ein Zuſammenfaſſen der zerſplitterten

Kräfte zu gemeinſamem Handeln , daß dieſer Antrag , der in ſeiner

Tendenz , eine Reform der beſtehenden Verhältniſſe auf dem Boden

der Bundesverfaſſung zu vollziehen , wenige Wochen ſpäter durch
viel weiter gehende und auf ganz anderen Vorausſetzungen beruhende

Forderungen verdrängt wurde , zu einem Loſungsworte ward , das

durch ganz Deutſchland erklang und den lauteſten Widerhall fand .
In dieſen Tagen waren die Sympathien aller Deutſchen , die nicht

grundſätzlich jeder Veränderung widerſtrebten , den Verhandlungen im

Ständehauſe zu Karlsruhe zugewandt .

Dieſe friedliche Entwickelung geſetzgeberiſcher Thätigkeit wurde

plötzlich durch eine Alarmnachricht aus Frankreich unterbrochen .

Am 25 . Februar traf in Karlsruhe die Botſchaft ein , daß

Ludwig Philipp , König der Franzoſen , der Krone entſagt habe, und
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der offizielle Telegraph , der dieſe Meldung und die weitere Nach —

richt von der Erhebung Philipps II . zum König , von der Regent⸗

ſchaft der Herzogin von Orleans , von der Einſetzung eines Mini⸗

ſteriums Odilon Barrot verbreitete , fügte hinzu , in Paris laſſe ſich

Alles zur Ruhe und Verſöhnung an . Aber noch ehe man ſich über

die Bedeutung und Tragweite dieſer Nachrichten klar werden konnte ,

wurden ſie Tags darauf durch die Kunde über den Verlauf der

Revolution , über die Einſetzung einer proviſoriſchen Regierung und

am 27 . Februar über die Proklamierung der Republik überholt .

Die Wirkung dieſer Nachrichten war eine in der friedlichen Stadt

Karlsruhe unerhörte . Die große Menge der Einwohnerſchaft war

erſchreckt und eingeſchüchtert . Es iſt die Außerung einer hochbetagten

Bürgersfrau , welche ſchwer krank daniederlag und ihrer Auflöſung

entgegenſah , überliefert . Als ſie von der Empörnng des Volkes und

dem Blutvergießen in den Straßen von Paris hörte , rief ſie aus :

„ Da ſtirbt man ja gerne , wenn es ſo in der Welt zugeht . “

Aber Andere dachten anders , und ſelbſt die Vertretung der

Stadtgemeinde konnte ſich den Einwirkungen der aus Frankreich

herüberwehenden politiſchen Windſtrömung nicht entziehen . Auf den

28 . Februar hatte der Gemeinderat in den großen Rathausſaal eine

Bürgerverſammlung berufen , und von ihr wurde eine an die Zweite

Kammer einzureichende Petition um alsbaldige Preßfreiheit , Volks⸗

bewaffnung , Schwurgerichte und ein deutſches Parlament beſchloſſen .

Dabei wollten die verſammelten Bürger ſich aber keinen Schritt von

den geſetzlichen Bahnen und von der monarchiſchen Ordnung entfernen .

Die Verſammlung wurde mit einem begeiſterten Hoch auf den Groß —

herzog geſchloſſen .
Freilich bemerkte man in den Straßen der Stadt auch bereits

Symptome dafür , daß andere Tendenzen ſich wirkſam zeigten . Seit

mehreren Tagen ſchon hatte man einige Perſonen beobachtet , die im

Verdacht der Unruheſtiftung ſtanden . Allerlei fremdes Volk trieb

ſich in den Straßen herum . In der Nacht vom 28 . zum 29 . Februar
wurden mehrere Verhaftungen vorgenommen ; von dieſer Maßregel

waren neben einigen von auswärts zugezogenen Perſonen auch zwei

Karlsruher Bürger betroffen , die jedoch nach kurzer Zeit wieder in

Freiheit geſetzt wurden .

Am Morgen des 29 . Februar aber wurde in der Sitzung der
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Zweiten Kammer von den Miniſtern Bekk , v. Duſch und Trefurt
( dem im Mai 1847 an Jollys Stelle die Leitung des Juſtizminiſteriums

übertragen worden war ) die unmittelbar bevorſtehende Vorlage von

Geſetzentwürfen , durch welche eine allgemeine Volksbewaffnung ein⸗

geführt , die Cenſur aufgehoben und in die Gerichtsverfaſſung das

Schwurgericht aufgenommen werden ſolle , angekündigt .
Das erſte Stadium der Bürgerbewaffnung begann ſo⸗

fort . Infolge einer Aufforderung des thatkräftigen Oberbürger⸗

meiſters Daler fanden ſich am 29 . Februar nachmittags 4 Uhr

Bürger und Staatsbeamte jeden Ranges , Jung und Alt im Rat⸗

hauſe ein , die gerne vernahmen , daß der Großherzog erklärt habe,

feſt auf die Treue ſeiner Karlsruher zu bauen und unter ihrem

Schutze ruhig ſein Haupt niederzulegen . Es wurde ſodann die Stadt

für augenblickliche Bewachung in ſieben Diſtrikte eingeteilt , für

jeden Diſtrikt ein Vereinigungspunkt beſtimmt , von wo aus die Rund⸗

gänge ſtattfinden ſollten , und jede Abteilung oder Rotte wählte aus

ihrer Mitte zwei Obmänner ( Rottenmeiſter ) . Gegen 7 Uhr abends

wurden die aus dem Zeughauſe herbeigeſchafften Gewehre an die

Abteilungen ausgeteilt . Alsbald begann der Patrouillendienſt und

zwar — wie ein Zeitungsbericht ſagt — „ mit einer Freude , Zu⸗

verſicht und Heiterkeit , gleich als ob ein jeder mit der ungewohnten

Waffe in der Hand ſich doppelt ſtark und mächtig fühle . “ Den

Wachdienſt mit 24ſtündiger Ablöſung übernahmen zunächſt die uni⸗

formierten Abteilungen der Schützen und der Feuerwehr ,

welche ſchon am 1. März die Hauptwache im Rathaus und die

Wache am Ettlinger Thore bezogen , ſich ſtattlich ausnahmen und

ihren Dienſt mit militäriſcher Ordnung und Pünktlichkeit verſahen .
Die Phyſiognomie der Stadt an dieſem Tage war eine ſehr

belebte . Da man eine wichtige Kammerſitzung vorherſah , war

aus allen Landesteilen eine Menge von Menſchen herbeigeſtrömt ,

welche der Überreichung der an den Landtag gerichteten Petitionen ,
wie ſie in den meiſten Städten und größeren Orten des Großher —

zogtums beſchloſſen worden waren , beizuwohnen und ſich von deren

Erfolg ſelbſt zu überzeugen wünſchten . Nicht nur die Galerien waren

überfüllt , ſondern auch alle Eingänge des Ständeſaales waren beſetzt,

ja einer Unſitte gemäß , die ſich ſeit einiger Zeit eingebürgert hatte ,

waren in den Saal ſelbſt Zuhörer eingedrungen und hatten hinter
10⸗
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den Abgeordneten Platz genommen . Außerdem hatten ſich Hun⸗
derte im Hofe und auf den Treppen zuſammengeſchart , und eine

noch viel größere Zahl erfüllte die nach dem Ständehauſe führenden

Straßen . Ein gewaltiger Lärm wogte durch die geöffneten Thüren

und Fenſter in den Saal , und die Abgeordneten waren wie betäubt

von dem Getöſe . Erſt eine Stunde nach der für die Eröffnung der

Sitzung anberaumten Zeit , um 1 Uhr nachmittags , nahm der Prä⸗

ſident Mittermaier ſeinen Platz ein . In demſelben Augenblick über —

reichten die hinter den Schranken im Saale anweſenden Vertreter

der Städte Heidelberg und Mannheim dem Abgeordneten Hecker unter

dem ſtürmiſchen Beifall der Galerie Petitionen . Der Präſident rügte

die durch das Geſetz verbotenen Kundgebungen der Zuhörer , aber

Hecker wurde nur durch die Erklärung des Miniſters , daß er den

Saal verlaſſen werde , verhindert , ſofort von der Tribüne dieſe Pe —
titionen zu verleſen . Mit Mühe wurde endlich die Ruhe ſo weit her —

geſtellt , daß der Miniſter Bekk das Wort ergreifen konnte , um „mit

kraftvoller , feſter , aber von der Gewalt des Momentes tief bewegter

Stimme “ zu verkünden , daß das Preßgeſetz von 1831 von Stunde

an wieder in Kraft getreten ſei. „ Ein donnernder Jubelruf der

ganzen Verſammlung — berichtet die Karlsruher Zeitung —, in

welchen ſich ein ſtürmiſches Hoch auf den Großherzog miſchte ,

antwortete auf dieſe Freudenbotſchaft . Der mächtige Jubel pflanzte

ſich durch die mit Menſchen erfüllten Gänge des Gebäudes fort und

hallte wie ein Echo von der außen harrenden Maſſe zurück. “ Dieſes
Mal konnte der Präſident der ungeſetzlichen Einmiſchung der Zu⸗

hörerſchaft mit gutem Grunde ihren Lauf laſſen . In ſolchem Augen—⸗
blick wäre es nicht angebracht geweſen , „ dem überſtrömenden Gefühl “

zu wehren .
Bald genug wurde dieſe Loyalitätskundgebung durch die ſcharfen

Reden der radikalen Oppoſitionsführer zurückgedrängt , denen , trotz

Mittermaiers wiederholten Mahnungen , die Galerien in noch viel

lebhafteren Zurufen Beifall ſpendeten . Von einer ganzen Reihe von

Abgeordneten wurde nun eine große Menge im weſentlichen gleich —
lautender Petitionen überreicht , welche gleichzeitig in vielen Tauſenden

von Abdrücken im Lande verbreitet wurden . Sie verlangten allgemeine

Volksbewaffnung mit freier Wahl der Offiziere , ein durch das Volk

frei gewähltes deutſches Parlament , unbedingte Preßfreiheit , voll⸗
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ſtändige Religions⸗ , Gewiſſens - und Lehrfreiheit , volkstümliche Rechts⸗

pflege mit Schwurgerichten , allgemeines deutſches Staatsbürgerrecht ,

gerechte Beſteuerung nach dem Einkommen , Wohlſtand , Bildung und

Unterricht für Alle , Schutz und Gewährleiſtung der Arbeit , Aus —

gleichung des Mißverhältniſſes von Kapital und Arbeit , volkstümliche
und billige Staatsverwaltung , Verantwortlichkeit aller Miniſter und

Staatsbeamten , Abſchaffung aller Vorrechte .

Eine lebhafte Diskuſſion knüpfte ſich an die Überreichung und

Begründung dieſer Forderungen , wobei die Redner der Oppoſition
mit dem Miniſter Bekk mehrmals in ſcharfen Zwieſpalt gerieten . Die

Summe aller in dieſen Petitionen niedergelegten Wünſche zog ſchließlich
im Namen von acht Abgeordneten der Deputierte Hecker, indem er eine

dieſelben billigende Erklärung zu Protokoll beantragte und deren ſofortige

Beratung in abgekürzter Form vorſchlug . Dieſem Vorſchlag traten

auf Grund der Geſchäftsordnung der Präſident und Miniſter Bekk

entgegen , aber nach langen Reden und Gegenreden , an denen ſich

auch wieder mit lauten Beifallsſpenden die Galerien beteiligten , ge —

lang es ſchließlich doch nur der wuchtigen Energie des Abgeordneten

Mathy , welchen neben andern auch der Karlsruher Abgeordnete

Stoeſſer unterſtützte , die vorgeſchriebene Verweiſung in die Abteilungen

durchzuſetzen und damit eine der Kammer unwürdige Überrumpelung
zu verhindern .

Die erregten Gemüter der Zuhörerſchaft waren aber durch dieſen

Beſchluß keineswegs beruhigt . Kaum war die Sitzung beendigt , als

ſich auch ſchon eine große Volksmenge nach dem Schloßplatze bewegte ,
um dem Großherzog direkt ihre Wünſche zur Kenntnis zu bringen .
Da man eine ſolche Demonſtration vermutet hatte , war der innere

Schloßplatz durch bewaffnete Feuerwehr abgeſperrt , die ſpäter noch

durch eine Abteilung bewaffneter Bürger verſtärkt wurde . Die Heran —

ziehenden hatten das Loſungswort von einer Verſammlung erhalten ,

welche in einem Wirtshaus von einigen Litteraten und Arbeitern

veranſtaltet worden war . Es befanden ſich viele Fremde und zahl —

reiche ſehr fragwürdige Geſtalten unter ihnen . Mit großem Geſchrei

verlangte die Menge politiſche Amneſtie und Freilaſſung der am

vorigen Tage Verhafteten . Der Miniſter Bekk hatte ſich inzwiſchen
in das Schloß begeben . Als er aus demſelben zurückkommend den

Platz betrat und einen der Hauptſchreier fragte , woher er ſei, erhielt
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er die Antwort : „ Aus Mainz . “ — „ Dann gehen Sie ja unſere⸗

Landesangelegenheiten gar nichts an ! “ erwiderte der Miniſter . Jener

aber meinte : „ Es giebt keinen Unterſchied der Staaten mehr , alle

Deutſchen ſind jetzt Brüder!“
Da die Tumultuanten immer mehr an das Schloß herandrängten ,

fällten die bewaffneten Bürger das Gewehr und trieben ſie mit dem

Bajonett zurück Inzwiſchen war das Dragonerregiment aufmarſchiert

und ſäuberte ohne Anwendung von Gewalt den Schloßplatz , worauf

ſich die Volksmenge langſam zerſtreute . Das Schloß aber wurde

während der Nacht pon den Bürgern bewacht , Patrouillen zogen

durch die Straßen der Stadt , und die Zugänge zu dem Gefängnis⸗

turm am Rathaus wurden militäriſch beſetzt.

Die Nacht ging ruhig vorüber . Aber auch am Morgen des⸗

2 . März zogen noch Bürgerpatrouillen durch die Straßen . Von

Raſtatt rückten zwei Bataillone Infanterie in Karlsruhe ein . Die

muſterhafte Haltung der Karlsruher Bürgerſchaft in dieſen bewegten

Tagen fand die wärmſte Anerkennung ſeitens des Großherzogs und

der Regierung .

Am gleichen Tage erließ der Großherzog eine von dem Miniſter

Bekk gegengezeichnete Proklamation , in welcher er — gegenüber den zu

beſorgenden Verſuchen , „durch verbrecheriſche Beſtrebungen Einzelner

und Verführung Anderer eine Störung der Ordnung , Verletzung des

Eigentums und anderer verfaſſungsmäßiger Rechte herbeizuführen “ —

alle , welchen die Ordnung , das Recht und die wahre Freiheit am

Herzen liegen , aufforderte , mit ihm zuſammenzuwirken , „ um die hei⸗

ligen Güter — die Ordnung , das Eigenthum und die verfaſſungs⸗

mäßige Freiheit — auch in den Stürmen der Gegenwart aufrecht zu

erhalten . “ Er ſei pflichtmäßig entſchloſſen , die guten Bürger des .

Landes in dieſer Beſtrebung zu unterſtützen , verbrecheriſche Unter —

nehmungen mit allen geſetzlichen Mitteln niederzuhalten .

Eine neue Beunruhigung der Einwohnerſchaft Karlsruhes brachte⸗

die Nacht vom 2. zum 3. März . Kurz vor 8 Uhr Abends erſcholl

Feuerlärm . Das Miniſterium des Auswärtigen ſtand in Flammen .

An drei Stellen gleichzeitig war das Feuer zum Ausbruch gekommen ;

zwanzig Minuten ſpäter war der Dachſtuhl des Gebäudes eine

wogende Feuermaſſe und weithin leuchtete der Feuerſchein durch die⸗
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Straßen der Stadt . Auch das angrenzende Palais des Fürſten von

Fürſtenberg war von dem verheerenden Elemente bedroht .

Hier beſtand die neu gegründete Feuerwehr ihre erſte Probe .

Allgemein war die Anerkennung ihrer gewaltigen Anſtrengungen ,

denen zu danken war , daß man den Reſt des Gebäudes erhalten

konnte , daß Papiere , Möbel u. ſ. w. gerettet wurden , daß das Feuer

auf ſeinen Herd beſchränkt blieb .

Es konnte kein Zweifel beſtehen , daß das Feuer ein angelegtes

war . Auch an anderen Häuſern entdeckte man Spuren verſuchter

Brandlegung , und man wollte Kenntnis haben , daß ſchon Tags vor⸗

her Drohungen eines bevorſtehenden Brandes laut geworden ſeien.

Von bewaffneten Bürgern wurden am Abend des 3. März zwei

Perſonen , Auswärtige , verhaftet , die der Brandſtiftung verdächtig

ſchienen . Doch konnten ſie der That nicht überführt werden . Die

Entrüſtung über die Schandthat war groß und allgemein , und es

wurden umfaſſende Vorkehrungen getroffen , um einer Wiederholung

ſolcher Greuel vorzubeugen .
Nur wenige Tage ſpäter , am 6. März , wurde die Stadt aber⸗

mals durch Feuerlärm erſchreckt. Glücklicherweiſe war es vormittags

zwiſchen 10 und 11 Uhr , als in dem Seitengebäude eines Hauſes
der Lyceumsſtraße ein Brand ausbrach , der bei Nacht großen Um⸗

fang hätte annehmen können . Raſche Hilfeleiſtung wurde des Feuers

bald Meiſter . Auch hier wurde ein der Brandſtiftung Verdächtiger ,

angeblich ein fremder Handwerksgehilfe , verhaftet .
Ein raſch gelöſchter Brand in Gottesaue am Abend des 10 . und

ein Kaminbrand in einem nahe beim Marktfplatz gelegenen Hauſe

am Nachmittag des 11 . März beendigten glücklicherweiſe die Reihe

der Unfälle , deren jeder von neuem die Bevölkerung der Reſidenzſtadt

in peinliche Unruhe verſetzte .

Am 6. März waren vom Polizeiamt Anordnungen getroffen wor —

den , um weiteren Brandfällen vorzubeugen und bei etwaigem Ausbruch

eines Brandes zur ſchleunigen Hilfe gerüſtet zu ſein. Am 8. hatte die

Kanzlei des Miniſteriums des Großherzoglichen Hauſes und der Aus⸗

wärtigen Angelegenheiten bekannt ' gemacht , daß ſie in das Haus des

Zimmermeiſters Hellner , Ecke der Langen - und Kaſernenſtraße , neben

der Infanteriekaſerne , übergeſiedelt ſei. Gleichzeitig erging an jene,

welche Aktenſtücke, Bücher und ſonſtige Papiere , ſowie Fahrnisgegen⸗
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ſtände bei dem Brande des Miniſterialgebäudes in Verwahrung ge⸗

nommen haben , die Aufforderung , dieſe abzuliefern oder über ihren
Verbleib Anzeige zu erſtatten .

Am 15 . März endlich machte das Stadtamt bekannt , daß es

vom Juſtizminiſterium ermächtigt ſei, dem , deſſen Angaben zur Ent⸗

deckung des Urhebers der Brandſtiftung im Gebäude des Miniſteriums
des Auswärtigen führen , eine Belohnung von 500 Gulden zuzuſichern .

Am 3. März hatte ſich der Gemeinderat veranlaßt gefunden ,

diejenigen orts - und ſtaatsbürgerlichen Einwohner , welche bis jetzt

noch keinen Bürgerwachtdienſt gethan und von den betreffenden
Rottenmeiſtern noch keine Einladung erhalten hatten , zu erſuchen , ſich

auf den ſieben Sammelplätzen — Ludwigsplatz ( Bürgerverein ) , Aka —

demieplatz ( Römiſcher Kaiſer ) , Marktplatz (Leſegeſellſchafth , Spital⸗

platz ( König von Württemberg ) , Platz an der neuen Zähringerſtraße
( Grüner Baum ) , Finanzminiſterium ( Bierbrauer Kaufmann ) und

außerhalb der Stadt ( Grüner Hof ) — bei den Rottenmeiſtern behufs
der Einteilung anzumelden . Und Manche , die bis dahin zurückge —
blieben waren , eilten jetzt herbei , ſich an der ehrenvollen Aufgabe ,

welche die Bürgerſchaft übernommen hatte , zu beteiligen .

Am 8. März veröffentlichte der Gemeinderat die nachſtehende
Ordnung für die Bürgerwehr der Stadt Karlsruhe .

§ 1. Durch Seine Königliche Hoheit den Großherzog ausdrücklich betraut

mit der Aufrechthaltung von Ordnung und Sicherheit in der Stadt Karls⸗

ruhe , hat ſich hier eine Bürgerwehr gebildet , und zwar einſtweilen mit folgender

Einrichtung :

§ 2. Zur Bürgerwehr können orts - und ſtaatsbürgerliche Einwohner un⸗

bedingt , Bürgerſöhne , Polytechniker , Lyceiſten aber nur dann aufgenommen

werden , wenn ſie das zwanzigſte Lebensjahr erreicht haben . Der Eintritt iſt

freiwillig . Über Anſtände hinſichtlich der Aufnahmsfähigkeit entſcheidet der

Gemeinderat .

§ 3. Die Bürgerwehr wird nach acht Stadtbezirken abgeteilt in acht

Fähhnlein . Das Fähnlein wählt als Befehlshaber einen Hauptmann ,

einen erſten , zweiten und dritten Rottenmeiſter . Die Mannſchaft des

Fähnleins teilt ſich wieder in Rotten von zehn Mann , deren jede einen

Rottenführer wählt . Die ſämtlichen Befehlshaber wählen den Ober⸗

befehlshaber , welcher von dem Gemeinderat beſtätigt wird .

§ 4. Jeder Wehrmann iſt ſeinem Vorgeſetzten im Dienſt Gehorſam

ſchuldig . Dienſtvergehen werden dem Gemeinderate zur weiteren Beſchluß⸗

faſſung angezeigt .
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§ 5. Derjenige Wehrmann , welchem eine Waffe geliefert wird , hat ſolche
in gutem Stand zu erhalten und iſt für deren Rücklieferung haftbar .

§ 6. Das Recht der Zuſammenberufung der Bürgerwehr ſteht dem Ober⸗

befehlshaber zu, welcher ſeine Weiſungen von dem Oberbürgermeiſter erhält .

§ 7. Der Gemeinderat wird eine Dienſtordnung alsbald erlaſſen ,

welche auch hinſichtlich der Kleidung und Bewaffnung die nötigen Vorſchriften

enthält .

Am gleichen Tage richtete der Großherzog an den Oberbürger —

meiſter Daler ein Handſchreiben , in welchem er für die von der

Bürgerſchaft bewährte treue Anhänglichkeit , ihren Sinn für Ruhe
und Ordnung , den Eifer und die unermüdliche Ausdauer , welche alle

Klaſſen der hieſigen Einwohner für dieſen Zweck an den Tag legten ,

ſeine volle Anerkennung und ſeinen lebhafteſten Dank ausſprach und

ihm für die raſtloſe und aufopfernde Thätigkeit , womit er die not⸗

wendig gewordenen Maßregeln leitete , das Ritterkreuz des Ordens

vom Zähringer Löwen verlieh .
Der Genugthuung , welche der Bürgerſchaft Karlsruhes dieſe

Anerkennung des Landesfürſten gewährte , that es keinen Eintrag , daß

ihr loyales und entſchiedenes Auftreten in einem Teile der liberalen

Preſſe zum Gegenſtand von ungerechtfertigten Angriffen gemacht
wurde . Dennoch ſahen ſich der Gemeinderat und der engere Bürger —

ausſchuß am 12 . März zur Veröffentlichung einer Erklärung ver⸗

anlaßt , welche die Beweggründe ihres Handelns darlegte , und „ zur

Beſeitigung etwaiger Mißverſtändniſſe , die ein brüderliches Einver —

ſtändnis mit allen wackeren Bürgern des Landes ſtören könnten “ , ver —

ſicherte , daß die Karlsruher — indem ſie ſich zum Schutze der Ord —

nung und Sicherheit des Eigentums bewaffneten — mit jenen „ nur

eine Geſinnung , eine Hoffnung , ein Ziel haben : in Treue zu

unſerm Fürſten , in Hingebung an unſer teures Vaterland feſtzuſtehen
in dem entſchiedenen Anſtreben nach jenen Freiheiten , die der mächtig

fortſchreitende Geiſt der Zeit zum Wohle des deutſchen Vaterlandes

gebieteriſch verlangt . “
Inzwiſchen hatten in den Verhandlungen der Zweiten Kammer

die früher mitgeteilten Anträge der Abgeordneten v. Itzſtein , Peter ,

Mez , Ch. Kapp , Hecker, L. Brentano , Richter und v. Soiron auf
Grund eines von dem Abg. Welcker erſtatteten Berichtes eine Form

angenommen , auf welche ſich in der Sitzung vom 2. März , wenn

auch nicht ohne verſchiedene Vorbehalte , die Kammer teils ein —
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ſtimmig , teils mit allen gegen zwei Stimmen hatte vereinigen können ,

und auch im Namen der Regierung hatte in einem Schreiben an

den Präſidenten Mittermaier Miniſter Bekk ſich am 5. März mit

denſelben im Großen und Ganzen einverſtanden erklärt . In der

Sitzung war es aber wieder zu ſehr ſtürmiſchen Auftritten gekommen .

Insbeſondere der Abg. Hecker hatte bei der Verhandlung über den

Antrag , welcher verlangte , daß das Staatsminiſterium und die Stelle

eines Bundestagsgeſandten nur mit Männern beſetzt werde , die das

allgemeine Vertrauen des Volkes genießen , unter dem ſtürmiſchen

Jubel der Galerien der Diskuſſion eine perſönliche Wendung gegeben ,

indem er dem Bundestagsgeſandten und den Miniſtern der Finanzen —

und der Juſtiz ein Mißtrauensvotum gab und ausrief : „ Weg Blitters⸗

dorff , weg Regenauer , weg Trefurt ! “

Die Miniſter Regenauer und Trefurt hatten ſchon früher ein

Geſuch um Enthebung von ihren Amtern an den Großherzog ges

richtet und es in den letzten Tagen mehrmals wiederholt . Nur

ungern und lediglich der politiſchen Notwendigkeit weichend , verſetzte

der Großherzog die beiden verdienten und von ihm hochgeſchätzten

Männer am 1. März in den Ruheſtand und ernannte am 9. den

Geheimen Finanzrat und Zollvereinsbevollmächtigten Hoffmann und

den Miniſterialdirektor Brunner zu Staatsräten und Präſidenten des

Miniſteriums der Finanzen und der Juſtiz .

Fanden dieſe Perſonalveränderungen ſchon den Beifall der libes

ralen Partei , ſo war dieſes in noch viel höherem Grade der Fall ,

als am 13 . der Bundestagsgeſandte Freiherr von Blittersdorff in

den Ruheſtand verſetzt , am 14 . März Hofrat Welcker zu deſſen

Nachfolger ernannt und der Abg. Baſſermann zur Bundesverſamm⸗

lung nach Frankfurt entſendet wurde , um im Einverſtändnis mit

Welcker bei der Reviſion der Bundesverfaſſung auf nationaler

Grundlage mitzuwirken .

Dieſen Verfügungen folgte am 22 . März die Penſionierung des

Kriegsminiſters von Freydorf und ſein Erſatz durch den Oberſten Hoff⸗
mann unter Ernennung desſelben zum Generalmajor und am 24 . d. M .

die Penſionierung zweier unbeliebten Hofbeamten , des Intendanten

der Hofdomänen , Grafen Brouſſel und des Vorſtandes des Geheimen

Kabinets , Geheimen Hofrat Frey , ſowie des Direktors der Regierung

des Unterrhein⸗Kreiſes , Geheimerat Schaaff , an deſſen Stelle einer

1
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der Karlsruher Abgeordneten in der Zweiten Kammer , der ehemalige

Hofrichter Stoeſſer trat .

Schon vorher war , in Erfüllung einer der Forderungen der

Zweiten Kammer , am 11 . März den Generalen und Offizieren des

Großherzoglichen Armeekorps , den aktiven wie den Penſionären , die neue

Eidesleiſtung abgenommen worden , nach welcher ſämtliche Truppen

Treue dem Großherzog , Befolgung der Verfaſſung und

der Landesgeſetze beſchwö' ren , und am 13 . März war , unter ange —

meſſenen Feierlichkeiten , der Verfaſſungseid auch von den Truppen

der Karlsruher Garniſon geleiſtet worden . Am 12 . März war

ferner verfügt worden , daß beim Militär körperliche Züchtigung unter

keiner Bedingung mehr in Auwendung gebracht werden dürfe .

Noch ehe die zuletzt erwähnten Perſonalveränderungen erfolgt

waren , hatte eine auf den 14 . März in das Lokal des Bürger⸗

vereins zuſammenberufene Volksverſammlung den Beweis geliefert ,

daß auch in Karlsruhe die erregten Gemüter in ihrer Ungeduld die

Verwirklichung der von der Regierung gemachten Zuſagen kaum ab⸗
zuwarten vermochten . An dem gleichen Tage hatte der Gemeinderat
bei der Regierung Schritte gethan , um eine beſchleunigte Ausführung

jener Verſprechungen zu erwirken . Indem die Verſammlung den

Oberbürgermeiſter Daler zu ihrem Vorſitzenden wählte , beſeitigte ſie

gleich bei ihrer Eröffnung die Befürchtungen eines ſtürmiſchen Ver⸗

laufes , die von manchen Seiten gehegt worden waren . Und in der

That bewegten ſich die nahezu einſtimmig gefaßten Beſchlüſſe ſämt⸗

lich auf der Linie , welche die Bürgerſchaft bisher inne gehalten .

Der Schritt der Gemeindebehörde wurde gebilligt . Im Hinblick auf

die große Verantwortlichkeit dieſer Behörde bei den Ereigniſſen , wie

ſie in jedem Augenblick eintreten konnten , wurde es als wünſchens⸗

wert erachtet , daß ihr ein Beirat aus der Mitte der Gemeinde zur

Seite ſtehe, um bei einem möglichen Überſehen ergänzend einzuwirken .

Es wurde ferner die Beſchickung der auf den 19 . März nach Offen⸗

burg berufenen Landesverſammlung durch Vertreter des Gemeinde⸗

rates und beider Ausſchüſſe , denen ſich noch andere Bürger anſchließen

ſollten , beſchloſſen und endlich ein Geſuch an die Regierung um

Erteilung vollſtändiger Amneſtie für alle politiſchen Vergehen und

Freigebung der in Haft Befindlichen gerichtet .

Eine von ſämtlichen Miniſtern gegengezeichnete Proklamation
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des Großherzogs vom 15 . März legte die Gründe dar , warum die

verſprochenen Geſetzentwürfe nicht in der von Vielen gewünſchten

Schnelligkeit ausgearbeitet werden könnten , warnte gegen die Ein —

flüſterungen ſolcher , welche die Aufrichtigkeit ſeines Willens ver —

dächtigen , und wies darauf hin, „ daß nur mit der Ordnung die

Freiheit , nur mit dem Feſthalten an dem Geſetze die Ordnung

beſtehe . “ Der Vorlage mehrerer Geſetzentwürfe in der Zweiten
Kammer am 16 . folgte am 18 . März der Erlaß einer Amneſtie für

politiſche Vergehen , ſoweit damit keine gemeinen Verbrechen ver —

bunden waren .

Die Vorlage des Geſetzentwurfes über Volksbewaffnung an die

Stände ſtand unmittelbar bevor , und es wurde mit Beſtimmtheit an⸗

genommen , daß dieſes Geſetz jedem Bürger die Verpflichtung auf —

erlegen werde , an dieſer Bewaffnung teilzunehmen . Da vorauszu⸗

ſehen war , daß längere Zeit vergehen müſſe , bis dieſes Geſetz beraten

und genehmigt ſein werde , die Bewaffnung der Bürger ſich aber als
Notwendigkeit herausgeſtellt hatte , beſchloß am 15 . März Gemeinde —

rat und Bürger - Ausſchuß , daß unverweilt eine Bürgerwehr zu

errichten ſei.
Dieſe unterſchied ſich von der ſchon beſtehenden freiwilligen durch die

Verpflichtung aller Bürger bis zum 55 . Jahre zum Eintritt . Nur körper⸗

liche Gebrechen und Krankheit ſind Befreiungsgründe . Es ſollen Kompagnien von

100 Mann , aus ſämtlichen drei Steuerklaſſen zuſammengeſetzt , gebildet werden ,

ſo daß aus jeder Steuerklaſſe die Mannſchaft gleichheitlich unter ſämtliche Kom⸗

pagnien verteilt wird . Jede Kompagnie ſoll aus 10 Rotten mit 2 Hauptleuten

und 10 Rottenführern beſtehen . Jede Kompagnie wählt ihre Hauptleute und

Rottenführer aus ihrer Mitte . Sechs Kompagnien bilden ein Bataillon , die

Offiziere und Rottenführer jedes Bataillons wählen ihren Bataillonschef , ſämt⸗

liche Offiziere und Rottenführer den Obriſt . Dieſe entwerfen auch eine Dienſt⸗

ordnung und legen ſie nebſt dem Antrag auf Art der Bewaffnung und Be⸗

kleidung dem Gemeinderate zur gemeinſchaftlichen Beratung und Genehmigung

vor . Staatsbürgerliche Einwohner und Bürgerſöhne , die das 21 . Lebensjahr

erreicht haben , können in die Bürgerwehr eintreten . Das neu zu errichtende

Scharfſchützenkorps und das bereits beſtehende Feuerwehrkorps ' bilden eine be⸗

ſondere Abteilung der Bürgerwehr . Die oberſte Leitung ſowie das Recht der

Zuſammenberufung der Bürgerwehr bleibt dem erſten Bürgermeiſter vorbe⸗

halten .

In gemeinſamer Sitzung des Gemeinderates und des engeren

Ausſchuſſes wurde zur Behandlung aller die Bürgerwehr betreffenden

Angelegenheiten eine eigene Kommiſſion eingeſetzt , in welche die Ge⸗
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meinderäte Malſch , Herzer , Dürr und die Ausſchußmitglieder Kuſel ,

Nagel und Cammerer gewählt wurden . Die Bildung der Bürger⸗

wehr machte trotz all dieſer Bemühungen der Gemeindebehörde keine

deren Erwartungen entſprechende Fortſchritte . Man hatte erwartet ,

daß ſich zu den orts - und ſtaatsbürgerlichen Einwohnern , die ſich in

den erſten unruhigen Tagen zur Bürgerwehr geſtellt hatten , nunmehr

noch viele ihr bisher fern gebliebene Männer geſellen würden . Aber

am 21 . März hatten der Aufforderung vom 15 . erſt 30 Perſonen

Folge geleiſtet , ſo daß dieſe wiederholt und nunmehr der 24 . März
als Endtermin angekündigt wurde , an welchem die Liſten geſchloſſen
werden ſollten . Auch in der Schützengeſellſchaft waren verſchiedene

Mitglieder , welche keineswegs Luſt zeigten , ſich in das Scharfſchützen⸗

korps einreihen zu laſſen . Unter ausdrücklicher Anerkennung des

Grundſatzes , daß die Geſetze der Geſellſchaft den Mitgliedern eine

ſolche Verpflichtung nicht auferlegen , wurde bei dem Oberſchützen —

meiſter Erxleben eine Liſte zur Einzeichnung für jene auferlegt , die

dem Scharfſchützenkorps , beizutreten wünſchten . Am 24 . März ver⸗

kündigte der Gemeinderat , daß nunmehr die Einteilung der hieſigen

Bürger und Freiwilligen zur Bürgerwehr beendigt ſei. Die Mann⸗

ſchaft — ausſchließlich der Schützen - und Pompierkompagnien —

war in 8 Kompagnien zu 100 Mann eingeteilt . Am 25 . ſollte die

Wahl der Offiziere und Rottenführer im Rathauſe beginnen . Das

Scharfſchützenkorps ſchrieb die Lieferung von 150 Käpis , 150 Paar

Epaulettes und 150 Seitenwehrgefäßen aus ; die Angebote ſollten
bei Kaufmann Albert Frei eingegeben werden . Die Regierungs —

vorlage , die für das ganze Land Bürgerwehren einführen wollte ,

fand nicht den Beifall des Gemeinderats , welcher beſchloß , auf die⸗

ſelbe keine Rückſicht zu nehmen , da ſie ſich mit den derzeitigen Ver⸗

hältniſſen und Anſichten nicht vertrage und jedenfalls in dem von

der Kammer niedergeſetzten Ausſchuß total umgearbeitet werden

müſſe . Die Bürgerſchaft dachte ebenſo über ſie. Ein vom 26 . März

datierter , am 27 . im Tagblatt veröffentlichter Aufruf mehrerer Bür⸗

ger hob hervor , es handle ſich „nicht um die Gründung einer zu

Paradeakten geeigneten Bürgermiliz , nicht um die Schöpfung einer

neuen Handlangerin einer unvolkstümlichen Polizeigewalt , ja nicht
einmal um Bildung großer , techniſch vollkommener Wehrmaſſen . “

Vaterlandsliebe , Freiheitsgeſinnung und Befeſtigung und Erhaltung
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Entſchiedenheit “ ſeien die Ziele der Volksbewaffnung . “ Die Führer
müßten daher „ mehr noch als Männer von techniſcher Bildung und

Körperkraft , Männer von anerkannt ehrenhaftem Charakter , Vertreter
der politiſchen Geſinnung der Wehrmannſchaft und vor allem Männer

des allgemeinen Vertrauens ſein . “ Es ſei geboten , vor der Wahl

zu einer Beſprechung zuſammenzutreten . Auf den 31 . März wurden

die 8 Kompagnien eingeladen , in den Stunden von 8 bis 11 und

von 2 bis 5 Uhr im großen Rathausſaale die Wahl ihrer Offiziere

und Rottenmeiſter vorzunehmen . Dieſe Einladung des Gemeinderates

war vom 27 . März datiert . Am 29 . aber erließ der Gemeinderat

die Anzeige , daß nach dem Wunſche mehrerer Wehrmännner und da

das neue Wehrgeſetz in kürzeſter Zeit die Genehmigung zum Vollzug

erhalten werde , die Wahl vorerſt nicht ſtattfinde . Damit indeſſen

die bereits proviſoriſch eingeteilten Kompagnien bis zur Wahl der

Offiziere ſich im Exerzieren üben können , ſolle jede Kompagnie aus

ihrer Mitte etwa 3 oder 4 Wehrmänner zur Anordnung der Übungen

wählen .
Inzwiſchen hatte in Offenburg am 19 . März eine aus dem ganzen

badiſchen Lande beſchickte Volksverſammlung ſtattgefunden , auf

welcher , beſonders unter dem Einfluſſe des Abg. Hecker, eine Reihe von

Beſchlüſſen , deren Verwirklichung das ganze beſtehende Staatsweſen
völlig umgeſtaltet hätte , gefaßt und eine revolutionäre Organiſation
für ganz Baden entworfen worden war , die keinen andern Endzweck
hatte , als der Regierung des Großherzogs eine andere unter Heckers

Leitung entgegenzuſtellen .
In Karlsruhe teilte die Bürgerſchaft dieſe Anſchauungen entſchieden

nicht . Denn der am 15 . März veröffentlichte Vorſchlag zur Wahl

einer nach Offenburg zu entſendenden Deputation bezeichnete aus⸗

ſchließlich Männer von einer jeder deſtruktiven Abſicht durchaus ab⸗

neigten Geſinnung . In dem „Stadt⸗ und Landboten “ wurde ein

Artikel der „Oberrheiniſchen Zeitung “ abgedruckt , welcher feſtſtellte ,

man erfahre in Karlsruhe mit Bedauern , daß die Offenburger Ver⸗

ſammlung dazu benützt werden ſolle , die Deutſche Republik zu pro⸗

klamieren , und gegen eine ſolche Abſicht mit Entſchiedenheit Einſprache

erhob . Zu einer Beſprechung der für Offenburg gewählten Depu⸗

tation , ſowie aller Orts⸗ und Staatsbürger auf den 17 . März ,
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abends 4 Uhr im großen Rathausſaale , erging am 16 . März Ein⸗

ladung , und ebenfalls im Rathauſe fand am 18 . die Einzeichnung
der Teilnehmer und am 19 . Morgens 6 Uhr auf dem Marktplatz

vor dem Rathauſe die Verſammlung zur Abfahrt ſtatt .
Die große Mehrheit der Karlsruher , welche der Offenburger

Verſammlung beiwohnten , machte kein Hehl aus ihren Anſchauungen .

Die Folge davon war , daß dem Zentralausſchuß , der zur Revolu —

tionierung des Landes in Offenburg unter Heckers Obmannſchaft

gebildet wurde , kein einziger Karlsruher angehörte . Hinterher ent⸗

ſpann ſich im Tagblatt eine in mehreren Inſeraten geführte Polemik

über einen vor der Abfahrt ſtattgefundenen Zwiſt darüber , ob die

Karlsruher Deputation ſich eine Fahne mit dem Reichsadler oder

eine einfache ſchwarz - rot⸗goldene Fahne vorantragen laſſen ſolle.

Für den Reichsadler hatten ſich die Herren Schreiber und Ober⸗

müller , für die Trikolore hauptſächlich Hofrat W. Eiſenlohr ausge⸗

ſprochen . Da man ſich nicht einigen konnte , waren ſchließlich die

200 Karlsruher ohne Fahne in Offenburg eingezogen . Wenn in

einem der ob dieſer Kontroverſe erlaſſenen Inſerate Eiſenlohr meinte ,

er habe nicht erwartet , daß „in einer ſo großartigen Zeit wie die

gegenwärtige “ von der Fahnengeſchichte ſo lang die Rede ſein werde ,

verkannte er den harmloſen Sinn des deutſchen Philiſters , für den

auch in ernſten Tagen die kleinliche Auffaſſung der Tagesereigniſſe
in Wirkſamkeit geblieben war . Daß der liberale Abgeordnete Welcker

„ mit Glacé6handſchuhen im Galawagen des Miniſters von Duſch , be⸗

gleitet von ſchön bordiertem Jäger am 16 . März herumfuhr , um

den in Karlsruhe akkreditierten Diplomaten ſeinen Beſuch zu machen “,

fand der „ Stadt⸗ und Landbote “ ſehr erfreulich , und Welckers neuer

Würde huldigte der Sängerbund , indem er ihm am 20 . März eine

Serenade brachte .
Es war am gleichen Tage , an welchem der Bruder des Groß —

herzogs , Markgraf Wilhelm , von dem die Verſchmelzung der Bürger⸗

wehr und des ſtehenden Heeres fordernden Beſchluſſe der Offenburger

Verſammlung Anlaß nahm , den Großherzog zu bitten , ihn ſeiner
Stelle als Kommandeur des Großherzoglichen Armeekorps zu entheben .

Wie geſpannt aber die Lage in Karlsruhe war , zeigte ſich am

Abend des 21 . März . Abends zwiſchen 8 und 9 Uhr fand vor

dem Hauſe eines israelitiſchen Kaufmanns , Benedikt Höber , eine Zu —
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ſammenrottung ſtatt . Es wurden die Fenſter eingeworfen und die

Läden des unteren Stockwerkes teilweiſe zertrümmert . Das raſche

Einſchreiten der Bürgerwehr ſteuerte weiterer Ausdehnung des Un⸗

fuges . Das Polizeiamt und der Gemeinderat nahmen dieſen Vor⸗

gang ſehr ernſt . In einer gemeinſamen Bekanntmachung machten ſie

darauf aufmerkſam , daß für derlei Beſchädigungen ſämtliche Bürger

und ſtaatsbürgerliche Einwohner zum Schadenerſatz verpflichtet ſeien,

und forderten jedermann auf, nach Kräften dahin zu wirken , daß die

öffentliche Ruhe und Ordnung nicht ferner geſtört und daß nicht

durch bösartige Menſchen eine fortwährende Aufregung unterhalten

werde . Insbeſondere erging an ſämtliche Einwohner und Gewerbs —

meiſter die Aufforderung , mit aller Strenge darüber zu wachen, daß

Kinder , Dienſtboten und Lehrlinge bei einbrechender Nacht zu Hauſe

bleiben , da ſie feſt entſchloſſen ſeien, gegen Ruheſtörer ohne alle Nach⸗

ſicht zu verfahren , um endlich dem Geſetze Achtung und den hieſigen

Einwohnern Ruhe und Sicherheit des Eigentums zu verſchaffen .
Der Angriff auf das Höber' ſche Haus hatte am 24 . März ein

Nachſpiel in der Zweiten Kammer . Der Abg. Baſſermann nahm

ihn zum Anlaß , in einer Erklärung , deren Annahme er der Kammer

empfahl , die Erwartung auszuſprechen , daß alle Staatsbürger „ſo⸗

wohl für die ſchleunigſte Herſtellung eines freien einigen Deutſch⸗

lands und eines wahrhaft freien Rechtszuſtandes in Baden , als auch

gegen jede dieſem edeln Streben hinderliche Störung der geſetzlichen

Ordnung aus allen Kräften wirken “ , ſowie ferner , „ daß ſie der Re⸗

gierung , ſo lange dieſelbe auf dem Wege der Verfaſſung wandelt ,

den kräftigſten Beiſtand leiſten werden in der Erfüllung ihrer Pflicht ,

diejenigen zur geſetzlichen Verantwortung zu ziehen , welche die Sache
der Freiheit durch freventliche Handlungen gegen Perſonen und

Eigentum gefährden “. Als im Verlaufe der Verhandlung über dieſe

ſchließlich einſtimmig angenommene Erklärung der Abg. v. Itzſtein

den Karlsruher Bürgern die Schuld an dem bedauerlichen Vorgange

zuſchreiben wollte , traten ihm die Abg. Mathy , Knittel und Stoeſſer

mit Entſchiedenheit entgegen , indem ſie ausführten , daß nicht nur der

Unfug nicht von Karlsruher Bürgern ausging , ſondern auch, daß

die Karlsruher Bürgerſchaft der Zerſtörung des Eigentums bald

Einhalt that und auch ferner feſt entſchloſſen ſei, ſolche Eigentums⸗

beſchädigungen zu verhindern .
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In der nämlichen Sitzung wurde beſchloſſen , in einer Adreſſe
an den Großherzog die Bitte zu richten , mit allen Mitteln für die

ſchleunigſte Reviſion der Bundesverfaſſung und die Einführung einer

Nationalvertretung beim Bunde wirken laſſen zu wollen und die

Regierung zu erſuchen , bei den übrigen Regierungen für die ſchleu⸗

nigſte Berufung einer konſtituierenden Verſammlung zu wirken , eine

Wahlordnung zu entwerfen und vorzulegen , ſowie nach deren An⸗

nahme die Wahlen ungeſäumt anzuordnen .

Schon am darauf folgenden Tage , am 25 . März , wurde die

unverzügliche Wahl von Wahlmännern , welche die Mitglieder für

die deutſche Nationalverſammlung wählen ſollen , und zwar auf —

grund der Wahlordnung vom 23 . Dezember 1818 , durch den Groß —

herzog angeordnet , unter Vorbehalt der Feſtſtellung der Zahl der

aus dem Großherzogtum zur deutſchen Nationalverſammlung abzu⸗

ordnenden Mitglieder und der hiezu erforderlichen Wahlbezirke .

Die Erregung , welche dieſe Verhandlungen und Verfügungen

naturgemäß in der Einwohnerſchaft hervorriefen , wurde noch er⸗

höht durch Gerüchte , welche die Stadt durcheilten , daß an der fran⸗

zöſiſchen wie an der Schweizer Grenze größere Scharen brodloſer

Arbeiter ſich ſammelten und zu einem Einbruch in das Großherzog⸗

tum rüſteten . Die Ausſtreuung , es ſei der Einfall räuberiſcher

Horden aus Frankreich zu befürchten , ja , es habe bereits eine Schar

brodloſer Arbeiter den Rhein überſchritten , verbreitete ſich in einer

noch unaufgeklärten Weiſe durch ganz Süddeutſchland . Selbſt die

Regierung ſchenkte dieſen Gerüchten Glauben und entſandte am Vor⸗

mittag des 24 . März ein Bataillon Infanterie auf der Eiſenbahn

nach Kehl. Auch nach dem Oberlande , in die Gegend von Offen —

burg und Freiburg gingen Truppen ab und die Feſtung Raſtatt
wurde nach einem Bundesbeſchluſſe mit der ſog. kleineren Kriegs⸗

beſatzung von 5000 Mann verſehen .

Zwar wurde die Ruhe an den Grenzen des Großherzogtums

nirgends ernſtlich geſtört , aber die Nachrichten , die aus Wien , Ber⸗

lin , München und anderen deutſchen Städten kamen , fanden auch in

Karlsruhe einen lebhaften Widerhall in den erregten Gemütern

eines nicht unerheblichen Teiles der Bürgerſchaft . Der zweiten

Kammer wurde in einer „Petition vieler Bürger und Einwohner

von Karlsruhe “ ein Proteſt gegen die Proklamation des Königs
11



von Preußen vom 21 . März 1848 unterbreitet und verlangt , „ es

müſſe von Seite Badens und der übrigen deutſchen Staaten mit

aller Energie am deutſchen Bunde gegen die vom jetzigen König

von Preußen beanſpruchte Diktatur hingewirkt , inſonderheit mögen

bei der Bildung des deutſchen Parlaments die in der Proklamation
vom 21 . März gemachten Vorſchläge als nicht ergangen betrachtet
werden “ . Und ſogar der Karlsruher Volksdichter C. Vorholz wies

in einem geharniſchten Gedichte , das er im Stadt - und Landboten

unter der Ueberſchrift „ Dem Preußenkönige ! “ veröffentlichte , die

Worte Friedrich Wilhelms IV . zurück.

Gleichzeitig appellierte ein Aufruf , welchen Louis Steurer ,

Jof . Bayer , Karl Reble , G. Schreiber , Louis v. Haber und Lorenz

unterzeichneten , an die deutſch - patriotiſche Geſinnung der Karls⸗

ruher , indem dieſe Männer zur Entrichtung von Geldbeiträgen für

die Verteidigung von Schleswig - Holſtein einluden . Die Unter —

zeichner , der Gemeinderat und die Expedition der Karlsruher Zeitung

erklärten ſich zu deren Empfangnahme bereit . Im Tagblatt war

am 4. April zu leſen : „Karlsruher Loſungswort iſt Deutſches

Parlament ! Laßt uns dieſe Inſchrift auf unſeren Fahnen an⸗

bringen ! “ Dieſe Fahnen aber ſollten wehen bei dem Empfang der

von dem Vorparlament in Frankfurt zurückkehrenden Landsleute , die

„ mit lautem Jubel und klingendem Spiel und mit dem Schmuck der

Stadt in den deutſchen Farben “ begrüßt werden ſollten . Da aber

dieſe einzeln und zu verſchiedenen Zeiten eintrafen , unterblieb der

von einer großen Zahl der Einwohner Karlsruhes gewünſchte und

vorbereitete Empfang ; immerhin bezeichnete die Preſſe als ein be —

merkenswertes Ereignis , daß bei dieſem Anlaß die deutſche Tricolore

zum erſtenmal auf dem großherzoglichen Reſidenzſchloſſe flatterte .

Jene Frankfurter Verſammlung hatte den badiſchen Radikalen

eine große Enttäuſchung bereitet . Zwei ihrer Führer , Struve , der

die Abſchaffung der Monarchie in Deutſchland , und Hecker , der die

Permanenzerklärung des Vorparlamentes beantragte , hatten eine

Niederlage erlitten und ihre Anhänger in Baden beſchloſſen nun ,

ohne Rückſicht auf die Vorgänge und Stimmungen im übrigen

Deutſchland ſelbſtändig vorzugehen .
Als ein beſonders geeignetes Agitationsmittel erſchien ihnen ,

das Volk gegen den Einmarſch der Bundestruppen , von denen das
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7. und 8. Armeekorps mobil gemacht worden waren , aufzuhetzen .

War auch die Aufſtellung der beiden Armeekorps zunächſt zum Schutze der

deutſchen Grenzen gegen den drohenden Einfall bewaffneter Arbeiter⸗

ſcharen aus Frankreich und der Schweiz erfolgt , ſo erkannten die

Radikalen doch ſehr wohl , daß dieſe Truppen auch dazu dienen

würden , der Ungeſetzlichkeit im Lande ſelbſt entgegenzutreten .

Im Ständehaus zu Karlsruhe , von dem die erſte Anregung

zu der Bewegung im nationalen Sinne ausgegangen war , herrſchte

bei der überwiegenden Mehrheit der Abgeordneten eine feſte monar⸗

chiſche Geſinnung und der unerſchütterliche Entſchluß , ſich durch die

radikalen Elemente nicht aus der Bahn der Geſetzlichkeit abdrängen

zu laſſen . Am 6. April erging von der Mehrzahl der Mitglieder

der zweiten Kammer ein Aufruf an das badiſche Volk , welcher in

ernſten und eindringlichen Worten vor einer Schilderhebung warnte ,

wie ſie von der radikalen Partei geplant wurde . Und während in

allen Teilen des Landes Abordnungen gewählt wurden , um in

Karlsruhe gegen den Einmarſch der Bundestruppen zu proteſtieren ,

veranlaßte am 8. April der Abgeordnete Mathy auf dem Karls⸗

ruher Bahnhofe die Verhaftung des Redakteurs des Konſtanzer

„Seeblattes “, Fickler , der im Begriffe war , ſich zur Organiſierung
des Aufſtandes in den Seekreis zu begeben . Am Tage darauf , an

welchem , obwohl es Sonntag war , eine außerordentliche Kammer⸗

ſitzung anberaumt ward , um zu der Forderung , die „fremden “

Truppen , wie die Bundestruppen genannt wurden , zu entfernen ,

Stellung zu nehmen , traten die altliberalen Führer , Männer wie

Welcker , Soiron , Mittermaier , Baſſermann , Hand in Hand mit

Mathy mit Entſchiedenheit für das Miniſterium ein , das durch den

Mund des Staatsrats Bekk den Kampf gegen die Partei des Um⸗

ſturzes verkündigte . Das Ergebnis dieſer Verhandlung war , daß

die Kammer das ganze Gewicht ihres Anſehens und ihrer Willens⸗

feſtigkeit in die Wagſchale des Rechtes und Geſetzes legte. Eine

vom Gemeinderat im Rathauſe aufgelegte Adreſſe , die bald mit

einer großen Zahl Unterſchriften von Bürgern und ſtaatsbürgerlichen

Einwohnern bedeckt war , ſprach den Vertretern des Volkes für den

Ausdruck ihrer wahren Bürgergeſinnung den Dank aus , ſowie für

die Unterſtützung , welche ſie einer die Freiheit ſchützenden Regierung

zuſagten , der auch die Unterzeichner ihr volles Vertrauen ſchenkten.
11 *
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Sie erklärten ſich gleichzeitig bereit , „ wie bisher die Ehre der Stadt

und des Vaterlandes nach beſten Kräften vor dem Flecken der Ro⸗

heit und Anarchie zu bewahren , an der beſchworenen Verfaſſung
feſtzuhalten und jedem gewaltſamen Verſuche zum Umſturz unſerer

freien Staatseinrichtungen und der bürgerlichen Ordnung kräftig

entgegenzutreten . “ Am 10 . April richtete der Großherzog in einer

von allen Mitgliedern des Staatsminiſteriums unterzeichneten Pro —
klamation beruhigende und mahnende Worte an ſein Volk zur Er⸗

klärung der Beweggründe , von denen ſeine Regierung ſich bei der

Berufung der Bundestruppeu leiten ließ , und am nämlichen Tage

erfolgte die Bekanntmachung über die Vornahme der Wahl der

Wahlmänner zu den Wahlen für die deutſche Nationalverſammlung ,

welche vom 13 . bis 27 . April im Rathausſaale ſtattfinden ſollte ,

wozu die Stadt in 7 Diſtrikte eingeteilt ward . Wahlberechtigt und

wählbar waren alle badiſchen Staatsbürger , welche das 21 . Lebens⸗

jahr zurückgelegt und ihren Wohnſitz in Karlsruhe hatten , ohne

Ausnahme . Das Intereſſe für die Wahlen war ein lebhaftes und

es erging zu mehreren Wahlbeſprechungen Einladung in den Rat⸗

hausſaal , in den Bürgerverein , in den Pariſer Hof und in andere

Räumlichkeiten . Erſt im Laufe der Wahlbewegung wurde am 16 .

April von einer Wählerverſammlung ein Wahlkomitee ernannt , wel —

ches von da an die Wahlvorſchläge aufſtellte .
Dem Charakter der Perſönlichkeiten , denen bei dieſen Wahlen

ſich das Vertrauen ihrer Mitbürger zuwandte , entſprach eine in der

Karlsruher Zeitung am 18 . April veröffentlichte Ermahnung an die

Urwähler und Wahlmänner des Großherzogtums Baden , nur ſolche
Männer zu wählen , „die mit Beſonnenheit und Achtung der be—
ſchworenen Verfaſſung eine entſchieden freiſinnige Richtung verein —

baren und welche die ganze unermeßliche Aufgabe begreifen , von

welcher jetzt und für Jahrhunderte die neue Geſtaltung des Vater —

landes abhäugt “. Die nationale Richtung , welche der öffentlichen,
Meinung in Karlsruhe die Bahnen wies , trat auch in einem am

17 . April im Tagblatt veröffentlichten Aufruf zur Unterzeichnung
einer Adreſſe an den von dem Vorparlament in Frankfurt gewählten

Fünfzigerausſchuß hervor , in welcher von dieſem das entſchiedene
Eintreten für das Recht Schleswig - Holſteins verlangt ward . Auch
die ſoziale Frage begann in den Erörterungen , die in der Preſſe
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gepflogen wurden , hervorzutreten . Gegenüber den Verſuchen , die

Arbeiter der Keßler ' ſchen Fabrik wider die Bürgerſchaft aufzuhetzen
unter dem Vorgeben , daß dieſe ſie für Unruheſtifter halte , erklärten

im Tagblatt „mehrere Bürger “ , daß niemand gegen dieſe durch ihr
ruhiges und beſonnenes Auftreten den Dank ihrer Mitbürger ver —

dienenden Arbeiter irgend ein Mißtrauen hege , worauf „mehrere
Arbeiter “ erklärten , daß auch ſie auf keinem andern als dem geſetz⸗

lichen Wege die Freiheit erringen wollten , und am folgenden Tage

nahmen in einem Inſerat die Arbeiter der Schmieder und Mayer ' -

ſchen Wagenfabrik die gleiche Anerkennung , wie ſie den Keßler ' ſchen
Arbeitern zu Teil geworden war , auch für ſich in Anſpruch . Der —

ſelben Empfindung entſprach der Proteſt , welchen am 23 . April der

Turnrat gegen Ausſtreuungen erhob , welche die Turnvereine anar —

chiſtiſcher Beſtrebungen beſchuldigten .

Vereinsbildungen .

Schon am 23 . März war im Tagblatt die Gründung eines Vater⸗

ländiſchen Vereines nach der in der Offenburger Verſammlung

ausgegebenen Parole angeregt worden , deſſen Aufgabe es ſein ſollte ,

„für die Bewaffnung , die politiſche und ſoziale Bildung des Volkes , ſo⸗
wie für die Verwirklichung aller ſeiner Rechte Sorge zu tragen “ . Die

Anregung fand in einer Bürgerverſammlung lebhaften Anklang und

auf den 27 . März abends 5 Uhr luden „mehrere Bürger “ ſämtliche

hieſige Gemeinde - und Staatsbürger „ zur Gründung eines vater⸗

ländiſchen Ortsvereines “ als Glied des großen badiſchen und , wie

ſie hofften , bald deutſchen Landesvereines im großen Saale des

Bürgervereines ein . Gegen die Beſchränkung auf die badiſchen

Staatsbürger legten Tags darauf mehrere Bürger anderer deutſchen
Staaten Verwahrung ein , da es ſich doch um eine Angelegenheit

handle , die nicht ausſchließlich die Karlsruher Gemeinde betreffe .

Ihnen trat aber ſofort „ein Karlsruher Bürger “ mit der Ausführung

entgegen , daß es den Karlsruhern Not thue , vor allem an ihr „aller —

nächſtes Vaterland “ , an ihre „ von Groll , Haß und Mißgunſt an —

gefeindete , vielfach bedrohte Vaterſtadt zu denken “ und ſich nicht „in

die Sorgen des deutſchen Parlamentes zu miſchen “.
Am 12 . April fand endlich die konſtituierende Verſammlung ſtatt ,

zu welcher Männer jeder politiſchen Richtung eingeladen worden
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